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Möglichkeiten und Grenzen der Evaluation (in) der Verwaltungspolitik

Thesen:

I
1.

Die Möglichkeiten der Evaluation in der Verwaltungspolitik sind noch nicht ausgeschöpft, die Grenzen bei Weitem nicht  erreicht. Die Entwicklung ist gegenüber den 70er und 80er Jahren allerdings positiv.

Ich spreche hier von Evaluierungen und Erfolgskontrollen zugleich, ohne mich auf exakte Abgrenzungen einzulassen, und ich sehe meinen Beitrag mit einem Schwerpunkt: Rechnungshof und Evaluation.

II

2.

Die Verpflichtung der Verwaltung zur Evaluation oder Erfolgskontrolle ergibt sich allgemein aus dem Wirtschaftlichkeitsprinzip des § 7 der Bundes- und Landeshaushaltsordnungen und einzelnen weiteren auf spezielle Zwecke abstellenden Haushaltsvorschriften (§§ 23, 44, 65).

3.

Das Wirtschaftlichkeitsprinzip in § 7 der Hamburger Landeshaushaltsordnung ist seit 1996 dahingehend konkretisiert worden, dass neben den Instrumenten Nutzen-Kosten-Untersuchungen (Abs. 2) und Kosten- und Leistungsrechnung (Abs. 4)

„vor der Durchführung von Maßnahmen mit finanzieller Bedeutung grundsätzlich deren Zielsetzung zu bestimmen (ist). Während und nach ihrer Durchführung sind diese Maßnahmen auf Zielerreichung, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit zu überprüfen (Erfolgskontrolle)“ (Abs. 3).

4.

Auslöser für diese gesetzliche Initiative waren vom Rechnungshof festgestellte Defizite an Erfolgskontrollen und von ihm selbst vorgenommene Wirkungsuntersuchungen vor allem im Umwelt- (Luft, Boden, Wasser) und Wirtschaftsbereich (Wirtschaftsfördermaßnahmen und Zuwendungen). Sie wurden vom Parlament mit einer Initiative gegenüber der Regierung aufgegriffen und unterstützt (Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 5./6. September 1990 – Erfolgskontrollen) (Drs. 13/8012). Die Verwaltung erstellte einen Leitfaden Erfolgskontrolle (1991) und Hinweise für die Planung und Durchführung von Erfolgskontrollen im Zuwendungsbereich sowohl für einzelne Zuwendungen als auch Zuwendungsprogramme (1997).

III

5.

Dem gesetzgeberischen Befehl müssen allerdings – wie wir zu gut wissen – nicht unbedingt Taten folgen.

6.

Wenn sich gleichwohl eine deutliche Zunahme an Erfolgskontrollen gegenüber den 60er – 80er Jahren, die ich überschaue, feststellen läßt, dann deshalb, weil mehrere Voraussetzungen in den 90er Jahren zusammenkamen.

7.

Diese Voraussetzungen waren in Hamburg, z.T. aber auch über Hamburg hinaus:

(
die Entwicklung von konkreten nachprüfbaren Zielbildern, zunächst für öffentliche Unternehmen, sodann für alle Betriebe – unabhängig von der Rechtsform –,

· die Entwicklung von messbaren Programmzielen im Umweltbereich,

(
das Neue Steuerungsmodell mit seiner Produkt- und Kennzahlenbildung und dem Zwang, Ziele zu setzen und den Erfolg abzugleichen (operatives Controlling stützt sich auf Datenmaterial der Erfolgskontrolle und umgekehrt),

(
Möglichkeiten und Ausnutzen von Verwaltungsinnovationen im Informationswesen,

(
der Problemdruck einer Haushaltskrise, die die stärkere Bereitschaft  weckte, Programme und Maßnahmen nach ihrem Erfolg, ihrer Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit zu bewerten,

(
Parlamente, insbesondere Haushaltsausschüsse, die mit dieser Fragestellung ihre Kontrollfunktion stabilisieren konnten,

(
eine Verwaltung, die erkannt hat, dass die Gewaltenteilung zwischen Regierung und Parlament nicht hindert, die öffentliche Aufgabe selbst i. S. einer Aufgaben-Zweck-Kritik in Frage zu stellen (Aufgabenkritik) und 

(
schließlich auch Rechnungshöfe, die einen Schwenk von der titelbezogenen Ausgabenkontrolle und vom Aufgabenvollzug hin zur – politischeren – Aufgabenkontrolle vollzogen und insoweit kein Strohfeuer erzeugten, sondern dauerhaft am Ball blieben (so heißt es im Zielbild des Hamburger Rechnungshofs: „Er prüft oder veranlasst die Verwaltung zu prüfen, ob die Aufgaben dem Grunde, ihrem Umfange und dem Standard nach notwendig sind“ (Aufgabenkritik).


(Zum Stand der 80er Jahre vgl. Untersuchung „Programmevaluation der Landesrechnungshöfe“, Querschnittsuntersuchung 1983-1987 Wollmann, Hellstern, Ungerer (1990); Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit der Verwaltung, Erfolgskontrolle finanzwirksamer Maßnahmen in der öffentlichen Verwaltung, 1989)

IV

8.

Sieht man sich beispielhaft die Jahresberichte des Hamburger Rechnungshofs der letzten Jahre an, dann finden sich bis zu 50 % der Prüfungen, die unter Erfolgskontrolle einzuordnen sind:

(
Bewertung der Ziele und Umsetzung der einzelnen Elemente der Haushaltskonsolidierung (2000)

(
Bewertung der Ziele und Umsetzung der einzelnen Elemente des Neuen Steuerungsmodells nach 5 Jahren Reformprozess (2000)

(
Bewertung der Ziele und Umsetzung der einzelnen Elemente der Beschaffung von Lieferungen und Leistungen der Stadt (2001)

· Ziele und Umsetzung der neuen Form der Globalveranschlagung bei Schulen (2001) und beim öffentlichem Grün (2000).
· Ziele und Umsetzung der Programme zur Unterstützung von Existenzgründern (2001)

· Mangelnde Übereinstimmung von Zielbildern und tatsächlichen Tätigkeitsfeldern bei öffentlichen Unternehmen der Stadtentwicklung (2000), der Innovationsförderung (1999) und der Arbeitsbeschaffung (2001)

· Gesetzgeberische Ziele für die zusätzliche Übernahme von Energiekosten in der Sozialhilfe (§ 15a BSHG) (2001) und verwaltungsmäßige Umsetzung

· Untersuchung der Zusammenarbeit der Verwaltung an Hand von zwölf Anwendungsfällen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im Planfeststellungsverfahren (2000)

· Untersuchung der Ziele, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der seit 1991 eingeräumten Handlungsspielräume der Schulen bei Unterrichtsmitteln (2000)

· Ziele und Umsetzung der alternativen Vergabe von Schulbauten an Generalunternehmer oder gewerkeweise an Einzelunternehmer (2000)

· Ziele und Umsetzung der Vergabe von Zuwendungen (25 Mio.) an Drogenhilfeeinrichtungen (2000)

· Ziele und Umsetzung der Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehindertengesetz (2000)

· Ziele, Umsetzung und Wirksamkeit der staatlichen Sportförderung (1999), der staatlichen Filmförderung (1999), der staatlichen Technologieförderung (1999).

9.

Die stärkere Hinwendung der Rechnungshöfe zum Thema Erfolgskontrolle im letzten Jahrzehnt war möglich, weil die Rechnungshöfe zugleich ihre Beratungsfunktion gegenüber Regierung und Parlament ausgebaut haben. Erfolgskontrolluntersuchungen der Rechnungshöfe haben i. d. R. immer beratende oder empfehlende Funktion auf der Grundlage einer sog. Begleitenden oder Mitlaufenden Finanzkontrolle.

So heißt es im Zielbild des Hamburger Rechnungshof unter der Überschrift „Prüfungsziele im Einzelnen“: „Er (der Rechnungshof) veranlasst die Verwaltung zu prüfen und prüft exemplarisch selbst, ob die vorgegebenen Ziele auf wirtschaftliche Weise erreicht worden sind (Erfolgskontrolle) und ob steuernde Eingriffe nötig sind.“ 

V

10.

Die größere Befassung und Wirksamkeit der Rechnungshöfe haben aber unzweifelhaft auch damit zu tun, dass das – salopp gesprochen – prüffähige Material der Verwaltung für eine Erfolgskontrolle zugenommen hat.

11.

Musste sich die Erfolgskontrolle des Rechnungshofs der 60er und 70er Jahre überwiegend auf die Feststellung beschränken, dass Ziele nicht oder nicht konkret genug formuliert waren und aussagekräftige Kennzahlen nicht vorlagen, so hat sich die Situation entscheidend verbessert. Die Erfolgskontrolle konzentriert sich nicht mehr auf einzelne Programme und Maßnahmen, sondern ist Teil des Budgetprozesses für eine Vielzahl von Verwaltungsaufgaben; konkretisierte Ziele, Soll-Ist-Vergleiche und – zumindest quantitative – Kennzahlen sind viel häufiger als früher anzutreffen, inzwischen auch einzelne Vergleichszahlen anderer Aufgabenträger und Gebietskörperschaften.

12.

Die Erfolgskontrollen der Verwaltung selbst haben - damit einhergehend - zugenommen, wenn auch noch keineswegs ausreichend:

· Gegenstand der Erfolgskontrollen ist die reguläre Aufgabenerfüllung oder eine gesonderte Maßnahme, z.B. ein Modernisierungsprojekt.

· Initiator der Erfolgskontrollen ist i.d.R. die Verwaltung selbst - allerdings nicht selten ausgelöst durch parlamentarische öffentliche Impulse oder auf Grund entsprechender Hinweise des Rechnungshofs.

· die Bewertung der Erfolgskontrolle i.d.R. durch externe Dritte.

VI

13.

Fazit:

· Es ist etwas in Gang gekommen, sowohl in den Rechnungshöfen als auch in den Verwaltungen, wir sind aber bei weitem noch nicht am Ende der Notwendigkeiten.

· Es muss aufgabespezifisch vorgegangen werden, die Klammer öffentliche Verwaltung ist nicht für eine Verallgemeinerung - methodisch - geeignet.

· Die begonnenen Lernprozesse müssen unterstützt und nicht mit zu hohen Erwartungen überfrachtet worden.

· Die Ergebnisse der Erfolgskontrolle sind eine notwendige aber nicht alleinige Entscheidungshilfe.

· Es empfiehlt sich gemäß dem Grundsatz vom Einfachen zum Schwierigen ein schrittweises Vorgehen von quantifizierbaren Betriebs- und Dienstleistungen zu komplexeren und qualitativen Verwaltungstatbeständen
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